
Sachgebiet 22/2 Einbürgerung nach §§ 85 ff. AuslG
22/3 Einbürgerung nach StAG

Normen AuslG §86
StAG § 11 Satz 1 Nr. 1
StAG § 8

Schlagworte Ausreichende Deutschkenntnisse

Leitsatz

1. § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG verlangt bei der Anspruchseinbürgerung von dem Einbürgerungs-
bewerber nicht nur mündliche, sondern auch schriftliche Sprachkenntnisse.

2. Im Rahmen der Ermessenseinbürgerung sind grundsätzlich ebenfalls schriftliche Kenntnis-
se erforderlich; die Behörde hat hier aber die Möglichkeit, bei der Ermessenausübung den
Besonderheiten des Einzelfalls - etwa Kompensationsmöglichkeiten oder einer familiären
Sondersituation - Rechnung zu tragen.
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13 S 2549/03 Verkündet am 12.1.2005
Die Urkundsbeamtin
der Geschäftsstelle
gez.

VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

Im Namen des Volkes
U r t e i l

In der Verwaltungsrechtssache

-Kläger-
-Berufungsbeklagte-

prozessbevollmächtigt: 

gegen

die Landeshauptstadt Stuttgart - Amt für öffentliche Ordnung -, 
vertreten durch den Oberbürgermeister, 
Eberhardstraße 39, 70173 Stuttgart, 

-Beklagte-
-Berufungsklägerin-

wegen

Einbürgerung

hat der 13. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg
durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Jacob,
den Richter am Verwaltungsgerichtshof Ridder und den Richter am
Verwaltungsgericht Dr. Schaefer am 12. Januar 2005

für Recht erkannt:
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts
Stuttgart vom 22. Juli 2003 - 7 K 10/03 - wird zurückgewiesen, soweit
es den Anspruch der Klägerin auf Erteilung einer Einbürgerungszusi-
cherung betrifft.

Hinsichtl ich des Einbürgerungsanspruchs des Klägers wird auf die Be-
rufung der Beklagten das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom
22. Juli 2003 - 7 K 10/003 - dahingehend geändert, dass unter Aufhe-
bung des Bescheids der Beklagten vom 15. Mai 2002 und des Wider-
spruchsbescheides des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 28. No-
vember 2002 die Beklagte verpflichtet wird, über den Einbürgerungsan-
trag des Klägers unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts
erneut zu entscheiden; im übrigen wird die Klage des Klägers abgewie-
sen und die Berufung der Beklagten zurückgewiesen.

Die Gerichtskosten und die außergerichtl ichen Kosten der Beklagten in
beiden Rechtszügen trägt die Beklagte zu 3/4 der Kläger zu ¼. Die Be-
klagte trägt die außergerichtl ichen Kosten der Klägerin. Die außerge-
richtl ichen Kosten des Klägers tragen dieser und die Beklagte je zur
Hälfte.

Die Revision wird im Verfahren des Klägers zugelassen.

Tatbestand

Der am 1.5.1963 in der Türkei geborene Kläger ist türkischer Staatsan-

gehöriger und Vater der im Jahr 1992 in der Bundesrepublik geborenen

Klägerin; die Ehe des Klägers ist geschieden, und die elterl iche Sorge

für die Klägerin ist auf den Kläger übertragen. Der Kläger lebt seit 1978

in Stuttgart und ist seit  1986 im Besitz einer Aufenthaltsberechtigung;

die Klägerin hat eine bis zum 26.8.2008 befristete Aufenthaltserlaubnis.

Ein Strafbefehl des Amtsgerichts Stuttgart-Bad Cannstatt gegen den

Kläger wegen unerlaubten Umgangs mit gefährl ichen Abfällen - Eternit-

platten - vom 22.6.1999 (30 Tagessätze zu je 100,-- DM) ist inzwischen

geti lgt.

Am 23.11.1999 stellte der Kläger für sich und die Klägerin einen Antrag

auf Einbürgerung. Im Verwaltungsverfahren wurden die Deutschkennt-

nisse des Klägers durch die Beklagte am 23.11.2000 überprüft; am

27.4.2001 erreichte der Kläger bei einer Sprachprüfung vor der Volks-

hochschule nach dem dort zugrunde gelegten Berechnungsmodell ein
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Ergebnis von 55%. Bei einer weiteren Sprachprüfung am 21.9.2001 er-

zielte der Kläger 70 Punkte; der Testtei l „schrift l icher Ausdruck” wurde

mit 0 Punkten bewertet. Das Angebot einer weiteren Sprachprüfung

lehnte der Kläger in der Folgezeit mit der Begründung ab, er lebe

schon lange in Deutschland, betreibe erfolgreich sein Geschäft als

selbständiger Gastwirt und Hotelbesitzer und begleite als allein erzie-

hender Vater seine in Deutschland schulpflichtige Tochter ohne weiteres

in ihrer schulischen Laufbahn. Er habe durch praktische Anwendung

seine Deutschkenntnisse ausreichend nachgewiesen; lediglich in der

Schriftform hätten sich kleinere Mängel gezeigt. Im Übrigen erlebe er,

wie um ihn herum zahlreiche türkische Staatsangehörige eingebürgert

würden, die weitaus schlechter Deutsch sprächen als er; oft helfe er

diesen Landsleuten und übernehme noch die Dolmetscherrolle.

Mit Bescheid vom 15.5.2002 lehnte die Beklagte die Einbürgerung des

Klägers und der Klägerin ab. Zur Begründung wird ausgeführt, der Klä-

ger habe zwei Sprachtests bei der Volkshochschule nicht bestanden

und sei zu zwei weiteren Terminen nicht erschienen. Eine alleinige Ein-

bürgerung der Klägerin als des Kindes des Klägers sei aus Rechtsgrün-

den nicht möglich, zumal sie aus der türkischen Staatsangehörigkeit

nur entlassen werden könne, wenn der allein sorgeberechtigte Kläger

ebenfalls die Entlassung aus der türkischen Staatsangehörigkeit bean-

trage.

Der Widerspruch der Kläger vom 21.6.2002 wurde durch Widerspruchs-

bescheid des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 28.11.2002 - zuge-

stellt am 9.12.2002 - zurückgewiesen; die Widerspruchsbehörde be-

zieht sich auf die Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums zur

Überprüfung der Kenntnisse der deutschen Sprache von Einbürge-

rungsbewerbern vom Dezember 2000/Oktober 2001, wonach über 70

Punkte zum Nachweis ausreichender Deutschkenntnisse erforderl ich

seien.

In dem am 2.1.2003 durch Klageerhebung eingeleiteten Klageverfahren
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haben die Kläger beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 15.5.2002 und den
Widerspruchsbescheid des Regierungspräsidiums
Stuttgart vom 28.11.2002 aufzuheben und die Be-
klagte zu verpfl ichten, ihnen Einbürgerungszusiche-
rungen zu erteilen.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt.

Das Verwaltungsgericht hat dem Kläger in der mündlichen Verhandlung

einen Zeitungsbericht vorgelegt und den Kläger danach Fragen zu die-

sem Text beantworten lassen; in der mündlichen Verhandlung hat sich

der Kläger außerdem zu seinem Werdegang in der Bundesrepublik

Deutschland, insbesondere zu seiner wirtschaftl ichen Tätigkeit, geäu-

ßert (zunächst unselbständige Arbeit, danach Übernahme eines Le-

bensmittel ladens, danach eines Imbisses und einer Gaststätte; 1988

Kauf eines Hauses in Stuttgart/Zuffenhausen mit einem Restaurant im

Erdgeschoss und - ab 1992 - mehreren Hotelzimmern in den oberen

Stockwerken). Außerdem hat der Kläger vorgetragen, er habe in seinem

Restaurant zwei Leute eingestellt und inzwischen ein Hotelzimmeran-

gebot von 29 Zimmern; er beschäftige auch gelegentlich Aushilfen. Au-

ßerdem mache er mit der Tochter die Hausaufgaben. Sein eigener Vater

habe 32 Jahre beim Tiefbauamt der Beklagten gearbeitet, und seine

Mutter kümmere sich auch um die Enkelin (die Klägerin). Er selbst habe

einen über das türkische Konsulat vermittelten Deutschkurs von drei

Monaten absolviert und spreche mit seinen Gästen deutsch.

Mit Urteil vom 22.7.2003 hat das Verwaltungsgericht Stuttgart den Be-

scheid der Beklagten vom 15.5.2002 und den Widerspruchsbescheid

des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 28.11.2002 aufgehoben und

die Beklagte verpfl ichtet, den Klägern jeweils Einbürgerungszusiche-

rungen zu erteilen; der Beklagten wurden die Kosten des Verfahrens

auferlegt. Das am 22.10.2003 zugestellte Urteil hat die Berufung wegen

grundsätzlicher Bedeutung zugelassen.



- 6 -

Die Entscheidungsgründe führen aus, der Einbürgerungsantrag sei nach

dem Ausländergesetz i.d.F. des Gesetzes zur Reform des Staatsange-

hörigkeitsrechts vom Juli 1999 zu beurteilen; die Übergangsregelung für

ältere Fälle sei hier nicht einschlägig. Der Einbürgerung des Klägers

stehe der Ausschlussgrund des § 86 Nr. 1 AuslG (keine ausreichenden

Kenntnisse der deutschen Sprache) nicht entgegen. Der Kläger könne

sich im täglichen Umgang sowohl mündlich als auch schriftl ich ohne die

Hilfe eines Dolmetschers oder Übersetzers verständigen; die Kennt-

nisse der Schriftsprache umfassten dabei das Lesen, das Verstehen

und das Verfassen eines Textes. Ein deutschsprachiger Text müsse von

dem Einbürgerungsbewerber allerdings nicht geschrieben werden kön-

nen, wie sich aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes und seinem

Zusammenhang mit § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AuslG ergebe. Ein einheit-

l icher Maßstab zur Frage ausreichender Deutschkenntnisse sei zwar zu

dieser Vorschrift in Rechtsprechung und Literatur nicht entwickelt wor-

den; es müsse aber ausreichen, wenn sich ein Einbürgerungsbewerber

im täglichen Leben einschließlich der üblichen Kontakte mit Behörden

ohne besondere Schwierigkeiten verständlich machen könne, während

nicht erforderl ich sei, dass er die Fähigkeit besitze, einen Text in deut-

scher Sprache verständlich zu schreiben. Mit dem Kläger könne ein

seinem Alter und Bildungsstand entsprechendes Gespräch in deutscher

Sprache geführt werden, er könne einen deutschsprachigen Text des

alltäglichen Lebens lesen, verstehen und den wesentl ichen Inhalt

mündlich wiedergeben. Das Gericht könne selbst diese Frage beurtei-

len; der Einholung eines Sachverständigengutachtens bedürfe es nicht.

Dass die mündlichen Kenntnisse des Klägers in der deutschen Sprache

ausreichend seien, sei angesichts seiner wirtschaftl ichen Aktivitäten

und des Ergebnisses der mündlichen Verhandlung anzunehmen. Im Üb-

rigen werde darauf hingewiesen, dass die Einbürgerungsbehörde selbst

die Entscheidung über das Vorliegen ausreichender deutscher Sprach-

kenntnisse zu treffen habe. Den Bewertungsbögen der Volkshochschule

sei nicht konkret zu entnehmen, welche Aufgaben dem Kläger im einzel-

nen gestellt worden seien; selbst die Beklagte habe über die bei der

Volkshochschule durchgeführten Sprachprüfung keine umfassenden
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Informationen.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 30.10.2003 beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 22.7.2003
- 7 K 10/03 - aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Beklagte trägt vor, das Verwaltungsgericht verzichte zu Unrecht auf

dem Bestehen eines schriftl ichen Sprachtests. Trotz des negativen Er-

gebnisses im schriftl ichen Teil (zwei Mal 0 Punkte) habe sich das Ge-

richt in der mündlichen Verhandlung damit begnügt, mit dem Kläger

mündlich zu kommunizieren, ihn einen Zeitungsartikel vorlesen zu las-

sen und ihm Fragen zu stellen; entsprechend einer Entscheidung des

Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom August 2002 sei jedoch das

Bestehen eines schrift l ichen Tests für die Einbürgerung unabdingbar.

Damit sei die Überprüfung der Sprachkenntnisse des Klägers durch das

Gericht nicht vollständig gewesen. Im Übrigen gehe es zu weit, von der

Behörde selbst eine Sprachprüfung zu fordern; der Erlass des Innenmi-

nisteriums Baden-Württemberg schreibe hierzu vor, für den Nachweis

ausreichender Kenntnisse der deutschen Sprache müssten nach dem

Gesamtergebnis des Tests die gestellten Anforderungen zu über 70%

erfüllt sein. Der Kläger habe bereits zwei Mal diese Hürde nicht über-

springen können. Damit komme auch die Einbürgerung der Klägerin

nicht in Betracht.

Die Kläger beantragen,

die Berufung zurückzuweisen.

Sie tragen vor, in den Verwaltungsvorschriften zu § 86 AuslG sei vom

Bestehen eines schrift l ichen Sprachtests nicht die Rede; das gelte

auch für die Verwaltungsvorschriften zu § 8 StAG. Auch vielen deut-

schen Staatsangehörigen fehle die Fähigkeit, sich schrift l ich auszu-

drücken. Vor allem dürfe aber die Einbürgerungsbehörde das Ergebnis

der von ihr angeordneten Prüfung bei der Volkshochschule nicht sche
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matisch verwerten; es fehle an einer Einzelfal lentscheidung. Der Kläger

habe in allen Bereichen gute Noten erzielt; lediglich bei dem Test

„schrift l icher Ausdruck“ seien ihm 0 Punkte gegeben worden. Die dazu

vorliegenden Schriftproben rechtfertigten diese Beurteilung nicht. Selbst

wenn der schrift l iche Ausdruck zum Nachweis ausreichender Sprach-

kenntnisse gehöre, sei diese Anforderung erfüllt . Im Übrigen obliege es

der Behörde, im konkreten Einzelfall eine Würdigung vorzunehmen, die

den Aktivitäten, dem Alter und dem Bildungsstand des Klägers gerecht

werde. Da der Kläger den zweiten Sprachtest mir genau 70 Punkten

abgeschlossen habe, hätte er den Test bereits dann bestanden, wenn

seine schrift l iche Leistung mit wenigstens 1 Punkt bewertet worden wä-

re. Ein Beispiel für die Sprachkenntnisse des Klägers sei, dass er vor

einiger Zeit wegen der Errichtung eines Funkstation auf seinem Gebäu-

de ein zehnseit iges Vertragswerk mit Vodafone D 2 durchgearbeitet

habe; er sei dazu ohne weiteres in der Lage gewesen. Im übrigen ver-

folge die Klägerin, die zur Zeit in der siebten Klasse der Realschule

sei, ihren Einbürgerungsanspruch nicht nur als Miteinbürgerung (ab-

hängig vom Kläger), sondern auch als eigenen Einbürgerungsanspruch

weiter.

In der mündlichen Verhandlung vom 12. Januar 2005 hat der Senat mit

den Klägern über den Einbürgerungsantrag und seine Vorgeschichte

sowie über ihre persönlichen Umstände in Stuttgart-Zuffenhausen ge-

sprochen (ohne Dolmetscher); dem Kläger ist auch eine schrift l iche

Aufgabe gestellt worden (schrift l iche Antwort auf den Brief einer Freun-

din, die den Kläger in Stuttgart besuchen wil l). Der Kläger hat in der

ihm gestellten Zeit (1/2 Stunde) ohne fremde Hilfe ein Antwortschreiben

entworfen.

Dem Senat l iegen die den Kläger und die Klägerin betreffenden Einbür-

gerungsakten der Beklagten vor; sie waren Gegenstand der Verhand-

lung und Beratung.
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Entscheidungsgründe

Die bereits vom Verwaltungsgericht nach § 124a VwGO zugelassene

Berufung begegnet keinen prozessualen Bedenken; der Schriftsatz vom

30.10.2003 wahrt die Einlegungsfrist (§ 124a Abs. 2 Satz 1 VwGO) und

bezeichnet auch das angefochtene Urteil ausreichend. Die Beklagte hat

zwar in diesem verfahrenseinleitenden Schriftsatz nicht ausdrücklich

und wörtl ich „Berufung eingelegt“; sie hat al lerdings mit entsprechender

Begründung (siehe § 124a Abs. 3 Satz 1 VwGO) beantragt, das verwal-

tungsgerichtliche Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen. In die-

ser Formulierung kommt - auch ohne ausdrücklichen Bezeichnung des

Rechtsmittels als „Berufung” - (noch) ausreichend zum Ausdruck, dass

die Beklagte die berufungsgerichtl iche Überprüfung des erstinstanzli-

chen Urteils begehrt (vgl. dazu etwa BGH, Beschluss vom 19.10.1998

- 2 StR 484/98 -, NStZ-RR 1999, 262). Da das Verwaltungsgericht be-

reits selbst die Berufung zugelassen hat und der Schriftsatz vom

30.10.2003 das gewählte Rechtsmittel jedenfalls nicht fehlerhaft (etwa

als Antrag auf Zulassung der Berufung) bezeichnet, l iegt insofern kein

Fall der (unzulässigen, siehe BVerwG, Beschluss vom 23.8.1999 - 8 B

152.99 -, Buchholz 428 § 37 VermG Nr. 23) Umdeutung von Prozesser-

klärungen vor. Der Schriftsatz vom 30.10.2003 ist vielmehr (noch) einer

Auslegung als Berufungseinlegungsschrift zugänglich.

Auch sonstige Zulässigkeitsbedenken bestehen nicht (vgl. dazu § 124a

Abs. 3 VwGO); insbesondere enthält die rechtzeitig eingegangene Be-

gründung einen bestimmten Antrag, und auch die einzelnen Berufungs-

gründe werden aufgeführt, wenn die Beklagte darauf hinweist, das Ver-

waltungsgericht verzichte zu Unrecht im Rahmen des Einbürgerungs-

verfahrens auf schrift l iche Deutschkenntnisse. Soweit die Berufungsbe-

gründung allerdings weiter ausführt, das Verwaltungsgericht fordere

von der Behörde zu Unrecht, selbst eine Sprachprüfung durchzuführen

oder erneut eine andere sachverständige Stelle damit zu beauftragen,

greift die Beklagte eine die (posit ive) Entscheidung des Verwaltungsge-

richts nicht tragende Erwägung an; da das Verwaltungsgericht selbst
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die Spruchreife herbeigeführt und positiv „durchentschieden” hat (siehe

§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO), handelt es sich insofern um ein dem Be-

rufungsverfahren als Prüfungsgegenstand nicht zugängliches „obiter

dictum” (vgl. dazu Hess. VGH, Beschluss vom 9.7.1998 - 8 TZ

2348/98 -juris; BVerwG, Beschluss vom 14.3.2001 - 1 B 204/00 -,

Buchholz 402.240 § 53 AuslG Nr. 43 und OVG Münster, Beschluss vom

29.3.2004 - 11 A 1223/03 A -, AuAS 2004, 115).

Die Berufung der Beklagten kann sachlich keinen Erfolg haben, was

das Begehren der Klägerin auf Erteilung einer Einbürgerungszusiche-

rung angeht (1.). Im Verfahren des Klägers hat die Berufung der Be-

klagten teilweise Erfolg, weil der Kläger keinen Anspruch auf die ihm

durch das Verwaltungsgericht zugesprochene Einbürgerungszusiche-

rung hat (2.). Insofern war die Beklagte allerdings zur (erneuten) Ent-

scheidung über den Einbürgerungsantrag des Klägers zu verpfl ichten;

es fehlt bisher noch an einer behördlichen Ermessensausübung (3.).

1. Die Berufung der Beklagten im Verfahren der Klägerin ist bereits des-

wegen unbegründet, weil der Klägerin zum maßgeblichen Zeitpunkt der

mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht bereits aus eige-

nem Recht ein Anspruch auf Erteilung einer Einbürgerungszusicherung

zusteht; insoweit erweist sich damit das erstinstanzliche Urteil als im

Ergebnis zutreffend. Es kommt in diesem Zusammenhang nicht darauf

an, ob die Klägerin auch aus (von dem Kläger abgeleitetem) Recht eine

Einbürgerungszusicherung im Rahmen der Miteinbürgerunq beanspru-

chen kann.

In der mündlichen Verhandlung vor dem Senat hat die Klägerin klarge-

stellt, dass ihr Einbürgerungsantrag vom 23.11.1999 nicht auf ihre

„Miteinbürgerung” als Tochter des Klägers (siehe § 85 Abs. 2 AuslG

a.F.) beschränkt, sondern (hilfsweise) auch als Einbürgerungsanspruch

aus eigenem Recht aufzufassen ist; dementsprechend hat die Behörde

in der angefochtenen Verfügung vom 15.5.2002 auch beide Anspruchs-

grundlagen sowie (zusätzlich) die Voraussetzungen einer eigenständi
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gen Ermessenseinbürgerung der Klägerin nach § 8 StAG geprüft und

verbeschieden. Der Senat kann offenlassen, ob zum Zeitpunkt der er-

stinstanzlichen Entscheidung, also noch unter Geltung der Vorschriften

des Ausländergesetzes über die sog. Anspruchseinbürgerung (§§ 85,

86), die Voraussetzungen einer eigenständigen Einbürgerung der Klä-

gerin vorlagen oder nicht; jedenfalls zu dem für solche Anspruchsein-

bürgerungen maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung vor

dem Senat (siehe dazu BVerwG, Beschluss vom 28.6.1985 - 1 B 48.85 -,

Buchholz 310 § 113 VwGO Nr. 151; BVerwG, Beschluss vom 19.8.1996

- 1 B 82.95 -, InfAuslR 1996, 399; VGH Bad.-Württ., Urtei l vom

11.7.2002 - 13 S 1111/01 -, als Leitsatz abgedruckt in DVBI. 2003, 84;

Beschluss vom 13.12.2004 - 13 S 1276/04 -und BayVGH, Urteil vom

27.5.2003 - 5 B 00.1819 - juris) l iegen die Voraussetzungen der durch

die Beklagte mit der Berufung angegriffenen Einbürgerungszusicherung

vor (zum Verwaltungsaktcharakter und zu den grundsätzlichen Voraus-

setzungen einer Einbürgerungszusicherung siehe BVerwG, Urteil vom

17.3.2004 - 1 C 5.03 -, AuAS 04, 187 und Hailbronner/Renner, StAR,

2001, RdNrn. 85 und 122 zu § 8 und 14 zu § 9 StAG). Zwischenzeitlich

- mit Wirkung zum 1. Januar 2005 - sind nämlich die bis dahin maßgeb-

lichen Regelungen der §§ 85, 86 AuslG durch  die  im  Zuwanderungs-

gesetz enthaltene Neufassung des Staatsangehörigkeitsgesetzes abge-

löst worden (siehe Art. 5 des Zuwanderungsgesetzes vom 30.7.2004,

BGBl. I S. 1950). Da die Neuregelung keine Übergangsvorschrift ent-

hält, die - etwa entsprechend § 40c StAG n.F. bzw. § 102a AuslG a.F. -

für die im hier interessierenden Zeitraum gestellten Einbürgerungsan-

träge die Geltung des früheren Rechts vorschreibt, lässt sich der ge-

setzlichen Neuregelung der Wil le des Gesetzgebers entnehmen, dass

auch für bereits eingeleitete Einbürgerungsverfahren bzw. Anträge auf

Einbürgerungszusicherung das neu geltende materiel le Recht - hier al-

so §§ 10 und 11 StAG - anzuwenden ist. Diese neuen Rechtsvorschrif-

ten haben - in für die Klägerin ergebnisrelevanter Weise - die Rechts-

stellung minderjähriger Einbürgerungsbewerber verbessert; es kommt

nämlich für die Anspruchseinbürgerung bei Antragstellern vor Vollen-

dung des 16. bzw. 23. Lebensjahres nicht mehr auf das Bekenntnis zur
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freiheit l ichen demokratischen Grundordnung (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 StAG,

entspricht § 85 Abs. 1 Nr. 1 AuslG a.F.) und das Bestreitenkönnen des

Lebensunterhalts (§ 10 Abs. 1 Nr. 3 StAG bzw. § 85 Abs. 1 Nr. 3 AuslG

a.F.) an (siehe einerseits § 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 StAG, andererseits

§ 85 Abs. 2 Satz 1 AuslG a.F. und Hailbronner/Renner, a.a.O.,

RdNr. 14 zu § 85 AuslG).

Die Voraussetzungen einer Anspruchseinbürgerung nach § 10 Abs. 1

AuslG sind für die Klägerin, die seit mehr als acht Jahren ihren ge-

wöhnlichen Aufenthalt rechtmäßig im Inland hat und im Besitz der nach

§ 10 Abs. 1 Nr. 2 StAG erforderl ichen Aufenthaltserlaubnis ist, unter

Berücksichtigung der in § 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 StAG vorgesehenen

Erleichterungen gegeben; es fehlt lediglich an der Aufgabe der bisheri-

gen Staatsangehörigkeit im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 StAG.

Dem hat allerdings bereits das von der Beklagten angefochtene erstin-

stanzliche Urteil dadurch Rechnung getragen, dass es - auf den ent-

sprechenden Antrag der Klägerin hin - die Beklagte nicht zur Einbürge-

rung selbst, sondern lediglich zur Ertei lung einer Einbürgerungszusi-

cherung verurteilt hat; gerade für derartige Fälle - der Einbürgerungsbe-

werber ist noch im Besitz der ausländischen Staatsangehörigkeit - ist

die Einbürgerungszusicherung vorgesehen (siehe dazu BVerwG, Urteil

vom 17.3.2004 a.a.O. und Hailbronner/Renner a.a.O. RdNr. 122 zu § 8

StAG). Dem Einwand der Beklagten, die Aufgabe der türkischen Staats-

angehörigkeit durch die Klägerin setze nach türkischem Staatsangehö-

rigkeitsrecht die Aufgabe der türkischen Staatsangehörigkeit durch den

personensorgeberechtigten Kläger selbst voraus, ist damit ausreichend

Rechung  getragen.  Der Kläger hat hierzu in der mündlichen Verhand-

lung erklärt, er schließe eine solche Aufgabe der türkischen Staatsan-

gehörigkeit im Interesse seiner Tochter jedenfalls nicht aus, wenn er

auch in erster Linie in diesem Zusammenhang an seine eigene Einbür-

gerung denke.

In der Person der Klägerin ist auch kein Ausschlussgrund im Sinne von

§ 11 StAG gegeben. Anhaltspunkte für die Annahme eines Ausschluss
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grundes nach § 11 Satz 1 Nr. 2 oder 3 StAG (Verfolgung von Bestre-

bungen gegen die freiheit l iche demokratische Grundordnung bzw. Aus-

weisungsgründe nach § 54 Nr. 5 und 5a AufenthG) l iegen offensichtl ich

nicht vor. Die Klägerin verfügt aber auch über "ausreichende Kenntnis-

se der deutschen Sprache" im Sinne des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG, so

dass dieser weitere Ausschlussgrund ihrem Einbürgerungsbegehren

nicht entgegengehalten werden kann. Die im Jahre 1992 in der Bundes-

republik geborene und hier auch aufgewachsene Klägerin spricht - wo-

von sich der Senat in der mündlichen Verhandlung überzeugen konnte -

f l ießend Deutsch; ihr mündliches Sprachvermögen ist weit besser als

dasjenige des Klägers. Keinen Zweifel hat der Senat auch daran, dass

die Klägerin über die erforderlichen (siehe dazu unten 2.) schriftl ichen

Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt; sie ist zur Zeit in der

7. Klasse der Realschule und hat im Fach „Deutsch” die Note „befriedi-

gend”. Sowohl wegen des umfangreichen Stundenangebots im Fach

„Deutsch” bereits in der von der Klägerin durchlaufenen Grundschule

als auch in der Realschule (5. und 6. Klasse: jeweils 5 Stunden;

7. Klasse 4 Stunden wöchentl ich, zu den einzelnen Lehrplänen siehe

„die Realschule in Baden-Württemberg”, www.realschule-Bw.de) und

auch nach den konkreten Schilderungen der Klägerin und ihres Vaters

zum schulischen Werdegang der Klägerin steht für den Senat außer

Frage, dass auch die erforderl ichen schrift l ichen Kenntnisse der Kläge-

rin gegeben sind. Dem entspricht auch die bisherigen Verwaltungspra-

xis, die bei erfolgreichem Besuch einer deutschsprachigen Schule über

vier Jahre hinweg die erforderlichen Sprachkenntnisse als „in der Regel

nachgewiesen” ansieht (siehe dazu Ziff . 8.1.2.1.2 StAR-VwV vom

13.12.2000, BAnz. 2001, 1418; ebenso Ziff. 1. 2 der Verwaltungsvor-

schrift des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 5.12.2000 - 5-

1012.4/11 -und Nr. 86.1.2 der VwV des Innenministeriums Baden-

Württemberg zum StAR vom 5.1.2001 - 5-1010/15 - und Nr. 11.1.1. der

Vorläufigen Anwendungshinweise des BMI zum StAG).

2. Was den Kläger angeht, so steht ihm im entscheidungsmaßgeblichen

Zeitpunkt ein Anspruch auf Erteilung einer Einbürgerungszusicherung
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- unter dem Vorbehalt der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit

nach § 10 Abs. 1 Nr. 4 StAG - al lerdings noch nicht zu; dem Einbürge-

rungsanspruch aus § 10 StAG steht der Ausschlussgrund des § 11

Satz 1 Nr. 1 StAG entgegen.

Mit Ausnahme der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit (§ 10

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 StAG) erfüllt  der Kläger sämtliche Einbürgerungs-

voraussetzungen der Anspruchseinbürgerung nach § 10 Abs. 1 StAG;

insbesondere sind der erforderl iche rechtmäßige gewöhnliche Aufent-

halt seit acht Jahren, das Bekenntnis zur freiheitl ich demokratischen

Grundordnung (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StAG), der Besitz einer unspe-

zif ischen Aufenthaltserlaubnis im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

StAG i.V.m. § 101 Abs. 1 AufenthG), die Sicherung des Lebensunter-

halts nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StAG und das Fehlen einer im Sin-

ne des § 12a Abs. 1 StAG relevanten Verurteilung nach § 10 Abs. 1

Satz 1 Nr. 5 StAG gegeben. Dem danach grundsätzlich vorl iegenden

Einbürgerungsanspruch des Klägers steht allerdings als einziger hier in

Betracht kommender Ausschlussgrund entgegen, dass der Kläger „nicht

über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt” (siehe

§ 11 Satz 1 Nr. 1 StAG). Das Gericht hat die Frage, ob ein solcher

Ausschlussgrund vorl iegt, zum Zeitpunkt seiner Entscheidung selbst zu

überprüfen (2.1.), und im vorl iegenden Fall hat die Überprüfung erge-

ben, dass jedenfalls die erforderl ichen schrift l ichen Sprachkenntnisse

(2.2.) beim Kläger noch nicht ausreichend gegeben sind (2.3.).

2.1. Die Frage, ob ein Ausschlussgrund im Sinne des § 11 Satz 1 Nr. 1

StAG vorliegt, hat das Gericht - ohne dass der Behörde ein entspre-

chender Beurteilungsspielraum zustünde - nach der zum Zeitpunkt sei-

ner Entscheidung geltenden Sach- und Rechtslage in eigener Verant-

wortung zu entscheiden; insofern gilt - was den Entscheidungszeitpunkt

angeht - nichts von den allgemeinen Grundsätzen (siehe dazu die

Nachweise oben 1.) Abweichendes. Eine Verlagerung des für die Frage

ausreichender  Sprachkenntnisse  maßgebenden Zeitpunkts auf denje-

nigen der Verwaltungsentscheidung ist auch nicht aus dem Gedanken
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eines entsprechenden  behördlichen  Beurteilungsspielraums  (vgl. da-

zu etwa VGH Bad.-Württ., Urteil vom 16.5.200 - 13 S 916/00 -, VBIBW

2001, 492 m.w.N. aus der Rechtsprechung zur Verfassungstreue) ge-

rechtfertigt (siehe dazu auch VGH Bad.-Württ., Beschluss vorn

13.12.2004 - 13 S 1276/04 - und Urteil vom 11.7.2002 - 13 S 1111/01 -

a.a.O.). Wo - wie im vorl iegenden Fall - die Voraussetzungen des § 10

Abs. 1 StAG erfüllt  sind, besteht grundsätzlich ein Einbürgerungsan-

spruch, der lediglich in den gesetzlich bestimmten Fällen (hier: § 11

StAG, früher: § 86 AuslG a.F.) ausgeschlossen ist, ohne dass insofern

für ein Einbürgerungsermessen wie bei der allgemeinen Einbürge-

rungsvorschrift des § 8 StAG oder eine Vorverlagerung des ent-

scheidungserheblichen Zeitpunkts auf denjenigen der Behördenent-

scheidung Raum wäre (s. Berl i t, GK-StAR, § 85 AuslG, RdNrn. 29, 30

und Hailbronner/Renner. a.a.O., RdNr. 36 zu § 85). Die Tatsache, dass

der Begriff der „ausreichenden” Sprachkenntnisse wertende und in ge-

wissem Sinn auch prognostische Elemente enthält, ändert hieran nichts.

Dementsprechend ist in Rechtsprechung und Literatur anerkannt, dass

in Einbürgerungsverfahren der - vom Gericht selbst zu ermittelnde -

Kenntnisstand des Einbürgerungsbewerbers im Zeitpunkt der gerichtl i-

chen Entscheidung maßgebend ist (siehe insbesondere Hess. VGH,

Urteil vom 19.8.2002 - 12 UE 1473/02 -, InfAuslR 2002, 484, 490; Berl it

a.a.O., RdNr. 18 zu § 86; siehe auch Renner, Nachtrag zu „Staatsan-

gehörigkeitsrecht” 2000, RdNr. 19 zu § 86). Auch für vergleichbare

ausländerrechtl iche Vorschriften (§ 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AuslG, ent-

spricht § 35 Abs. 1 Satz 2 AufenthG.; § 20 Abs. 4 Nr. 1 AuslG, ent-

spricht § 32 Abs. 2 AufenthG.; s. auch § 24 Abs. 1 Nr. 4 AuslG., ver-

schärft durch § 9 Abs. 2 Nr. 7 AufenthG), war bzw. ist entsprechende un-

beschränkte Gerichtskontrolle anerkannt; dasselbe galt bereits für dieje-

nigen Fälle, in denen Sprachkenntnisse im Rahmen der Einordnung in

die deutschen Lebensverhältnisse im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 2 Ru-

StAG geprüft wurden (siehe etwa BVerwG, Urteil vom 8.3.1988 - 1 C

55/86 -, BVerwGE 79, 94 f.) oder in denen es um die Qualität von

Deutschkenntnissen von Vertriebenenausweisbewerbern geht (BVerwG,

Beschluss vom 19.2.1997 - 9 B 590/96 - juris). Die Tatsache, dass die
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Prüfung der Sprachkenntnisse in Verwaltungsvorschriften des Bundes

und auch der Länder detaill iert behandelt wird (siehe dazu insbesondere

Hess. VGH, Urteil vom 9.8.2002 a.a.O. S. 485 und Ziff. 8.1.2.1.2. StAR-

VwV) ändert hieran nichts; im Zusammenhang mit § 11 StAG geht es

um Ausschlussgründe bei einer Anspruchseinbürgerung, nicht um be-

hördliche Ermessensausübung, so dass Verwaltungsvorschriften hier

allenfalls Hilfsmittel der Norminterpretation sein können (siehe dazu

auch Gutmann, InfAuslR 2002, 491). Wegen der dem Gericht obliegen-

den eigenen Prüfungs- und Aufklärungspfl icht zur Frage der ausrei-

chenden Sprachkenntnisse ist der Senat auch gehindert, den von dem

Kläger im Verwaltungsverfahren zweimal vorgelegten schrift l ichen Test,

in dem er jeweils 0 Punkte bekommen hat, unter Aufrechterhaltung der

übrigen Testergebnisse neu „nachzubewerten”; dies scheitert bereits

daran, dass dem Senat die für die damals prüfende Volkshochschule

maßgebliche Punkte- und Bewertungsskala nicht vorl iegt. In diesem

Zusammenhang bemerkt der Senat zur Vermeidung weiteren Rechts-

streits, dass es der Behörde in Verfahren der hier vorliegenden Art nicht

verwehrt ist, sich zur Vorbereitung ihrer Entscheidung Tests oder Prü-

fungen bei Dritten zu bedienen; eine solche Entscheidungshilfe ändert

aber nichts daran, dass die Verantwortung für die am Ende des Verwal-

tungsverfahrens stehende Behördenentscheidung jeweils bei der Behör-

de selbst liegt und dass diese in Zweifelsfällen berechtigt und u.U. sogar

verpflichtet ist, sich ein eigenes Urteil über die Sprachkenntnisse des

Einbürgerungsbewerbers zu bilden (vgl. dazu auch Berlit, a.a.O.,

RdNr. 55 zu § 86).

2.2. Was die Frage angeht, wie das in § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG enthalte-

ne Erfordernis „ausreichender Kenntnisse der deutschen Sprache”

- insbesondere im hier interessierenden Bereich der Schriftsprache - zu

verstehen ist, so hat das Verwaltungsgericht ( jedenfalls nach der nun-

mehr maßgebenden Rechtslage) im Ergebnis zu Unrecht auf sprachli-

che Kenntnisse auch im schrift l ichen Bereich verzichtet; mindestens

seit Inkrafttreten der zuwanderungsrechtl ichen Neuregelungen ist da-

von auszugehen, dass eine Einbürgerung nicht nur (ausreichende)
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mündliche, sondern auch im schrift l ichen Bereich ausreichende Kennt-

nisse der deutschen Sprache voraussetzt.

Es kann offen bleiben, inwieweit auf der Grundlage der früher gelten-

den Rechtsvorschriften, insbesondere des § 86 Nr. 1 AuslG, bereits

schrift l iche deutsche  Sprachkenntnisse  zu  fordern  waren. Die Entste-

hungsgeschichte der durch das Gesetz zur Reform des Staatsangehö-

rigkeitsrechts vom 15. Juli 1999 - BGBl. I S. 1618, 1620 - neu einge-

führten Vorschrift gibt für die Auslegung des Begriffs ausreichender

Sprachkenntnisse wenig her; sie bezieht sich auf die entsprechende

Regelung in § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des damals geltenden Aus-

ländergesetzes, dessen Auslegung zum damaligen Zeitpunkt bereits

uneinheitl ich war. Allerdings deutete der Wortlaut des § 26 Abs. 1 Nr. 2

AuslG im Unterschied zu § 24 Abs. 1 Nr. 4 AuslG (mündliche Verstän-

digung auf einfache Art in deutscher Sprache) schon damals darauf hin,

dass ein strengerer und damit über das Mündliche wohl hinausgehender

Maßstab anzulegen war. Andererseits war die „Beherrschung der deut-

schen Sprache” wohl nicht verlangt (siehe dazu § 20 Abs. 4 Nr. 1

AuslG). In der Literatur scheint die Auffassung überwogen zu haben,

dass sich die sprachlichen Anforderungen im Rahmen der Einbürgerung

zwischen den beiden, in § 24 Abs. 1 Nr. 4 AuslG einerseits und § 20

Abs. 4 Nr. 1 AuslG andererseits bezeichneten Polen bewegen (so ein-

gehend Renner, a.a.O., RdNr. 17 zu § 86; siehe auch Berlit, a.a.O.,

RdNr. 33 zu § 86, aber auch RdNr. 23 zu § 86 und Hailbronner, AuslG,

RdNr. 3 zu § 86 sowie Hailbronner/Renner, a.a.O., RdNr. 3 zu § 86). In

der Rechtsprechung hat sich der Hess. VGH (Urteil vom 19.8.2002,

a.a.O.) entschieden für das Erfordernis ausgesprochen, der Einbürge-

rungsbewerber müsse „eigene oder fremde Gedanken schriftl ich in

deutscher Sprache wiedergeben”; hierfür sprechen (als Auslegungshilfe)

auch die Verwaltungsvorschriften, die das Bundesinnenministerium

nicht nur zur Ermessenseinbürgerung, sondern gleichlautend auch zur

Anspruchseinbürgerung nach § 86 AuslG erlassen hat (zu deren For-

mulierung und zur Abgrenzung von den Verwaltungsvorschriften der

Länder siehe insbesondere Hess. VGH a.a.O. S. 485 f.). Von Bedeu
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tung scheint dem Senat in diesem Zusammenhang, dass die Verwen-

dung des Begriffs „ausreichend” jeweils die Annahme eines relativen

Maßstabes nahe legt (so auch Renner, a.a.O., RdNr. 15 zu § 86); es

kommt bei der Auslegung der verschiedenen Vorschriften zur erforder-

l ichen Sprachkompetenz entscheidend darauf an, zu welchem Zweck

und in welchem ausländerrechtl ichen oder Integrationszusammenhang

Sprachkenntnisse gefordert werden. Dass die Fähigkeit, deutsche

Texte lesen, aber auch schreiben zu können, ein wesentl iches und ge-

rade für Einbürgerungen relevantes Integrationsmerkmal darstellt,

dürfte unbestreitbar sein (im einzelnen siehe dazu Berlit, a.a.O.

RdNr. 21  zu  §  86  und  die dort zit ierten Nachweise). Während für die

Ermessenseinbürgerung, bei der ausreichende deutsche Sprachkennt-

nisse gesetzlich nicht verlangt waren und die Fähigkeit zum schrift l i-

chen Ausdruck jedenfalls für bestimmte Fallgestaltungen (deutsche

Familienangehörige; Schreiben kein Bestandteil des „Alltagslebens”

des Einbürgerungsbewerbers) nach der Rechtsprechung  des  Bundes-

verwaltungsgerichts keine „von grundsätzlich allen Einbürgerungsbe-

werbern zu erfüllende Mindestvoraussetzung darstellte (so BVerwG,

Urteil vom 8.3.1988 - 1 C 55/86 -, BVerwGE 79, 94 f.), hat § 86 AuslG

die Einbürgerungsmöglichkeiten durch die Schaffung eines Einbürge-

rungsanspruchs in bestimmten Fällen einerseits verbessert, anderer-

seits aber durch (erstmalige) gesetzliche Formulierung von sprachlichen

Mindestvoraussetzungen auch dadurch erschwert, dass Ausschluss-

gründe geschaffen wurden, die der Behörde keinen Ermessensspiel-

raum lassen (siehe dazu Renner, a.a.O. RdNr. 13 zu § 86 und

Hess.VGH, a.a.O. S. 486).

Das Inkrafttreten der zuwanderungsrechtl ichen Vorschriften zum

1.1.2005 hat nach Auffassung des Senats zur vorher noch eher stritt i-

gen Frage mündlicher oder (auch) schrift l icher sprachlicher Fähigkeiten

von Einbürgerungsbewerbern neue Akzente gesetzt. Die früher gelten-

de Regelung des § 86 Nr. 1 AuslG ist unmittelbar in das Staatsange-

hörigkeitsrecht übernommen worden (§ 11 Satz 1 Nr. 1 StAG), und zum

gleichen Zeitpunkt sind neue ausländerrechtl iche Vorschriften in Kraft
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getreten, die dazu dienen sollen, die Integration von rechtmäßig auf

Dauer im Bundesgebiet lebenden Ausländern in das wirtschaftl iche,

kulturelle und gesellschaftl iche Leben in Deutschland künftig verstärkt

zu fördern und zu stützen. Insbesondere sind inzwischen Integrations-

kurse vorgesehen, die die Ausländer (u.a.) an die Sprache in Deutsch-

land heranführen sollen (s. § 43 AufenthG). Ziel der Integrationskurse

ist es u.a., die Ausländer dadurch mit den Lebensverhältnissen im Bun-

desgebiet soweit vertraut zu machen, „dass sie ohne die Hilfe oder

Vermitt lung Dritter in allen Angelegenheiten des täglichen Lebens selb-

ständig handeln können” (§ 43 Abs. 2 Satz 3 AufenthG), und der Inte-

grationskurs umfasst auch einen Basis- und einen Aufbausprachkurs

von jeweils gleicher Dauer, der der Erlangung „ausreichender Sprach-

kenntnisse” dient (§ 43 Abs. 3 Satz 1 AufenthG). In Ausfüllung der - in

verfassungsrechtl icher Hinsicht ausreichend bestimmten - Ermächti-

gungsgrundlage (siehe Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG), die u.a. die Grund-

struktur, die Dauer, die Lerninhalte und die Durchführung der Kurse an-

spricht, hat die Bundesregierung inzwischen die Integrations-

kursverordnung (IntV) vom 13.12.2004 (BGBl. I S. 3370) erlassen.

Nach dieser Verordnung ist das Kursziel, ausreichende Kenntnisse der

deutschen Sprache im Sinn von § 43 Abs. 3 AufenthG und § 9 Abs. 1

Satz 1 Bundesvertr iebenengesetz zu erreichen, erreicht, „wenn sich ein

Kursteilnehmer im täglichen Leben in seiner  Umgebung  selbständig

sprachlich zurechtfinden und entsprechend seinem Alter und Bil-

dungsstand ein Gespräch führen und sich schrift l ich ausdrücken kann”. 

Schrift l iche Ausdrucksfähigkeit in deutscher Sprache wird damit bereits

von denjenigen Ausländergruppen verlangt, die der Verpfl ichtung zur

Teilnahme an Integrationskursen unterliegen (s. § 44 a AufenthG). Wenn

es sich insofern auch um die Integrationsvorstellung des - gesetzlich

allerdings dazu ermächtigten - Verordnungsgebers handelt, so kann

dieser Regelung des § 3 Abs. 2 InfV doch jedenfalls die grundsätzliche

Annahme entnommen werden, dass Erfolg versprechende Integration

von Ausländern auch entsprechende schrift l iche Ausdrucksfähigkeit

voraussetzt. Dass die Regelung der Integrationskursverordnung nicht
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die Einbürgerung betrifft, sondern im systematischen Zusammenhang

zum Aufenthaltsrecht (und zum Vertriebenenrecht) steht, macht die in

ihr zum Ausdruck kommende Integrationsvorstellung für die Auslegung

staatsangehörigkeitsrechtlicher Vorschriften nicht wertlos. Vor diesem

Hintergrund spricht al les dafür, jedenfalls nach Inkrafttreten der neuen

zuwanderungsrechtl ichen Regelungen bei Einbürgerungsbewerbern im

Zusammenhang mit der Prüfung der von ihnen zu verlangenden deut-

schen Sprachkenntnisse nicht unter dem Niveau zu bleiben, das die

Integrationskursverordnung für sonstige Ausländergruppen vorsieht

- wenn die früheren Vorschriften nicht sogar schon in gleichen Sinn

auszulegen waren (so Hess. VGH, a.a.O.). Auf ein solches Ergebnis

scheinen auch die „Vorläufigen Anwendungshinweise” des BMI zum

Staatsangehörigkeitsrecht hinzuweisen (Nr. 11.1.1.1, wonach „die Fä-

higkeit, sich auf einfache Art mündlich verständigen zu können”, nicht

ausreicht; anders ist es lediglich bei der Miteinbürgerung von Ehegat-

ten und Kindern (siehe Nr. 10.2.1.2.3. der Vorl. Anwendungshinweise).

Entsprechendes gilt aufenthaltsrechtlich bereits für neu einreisende

Ausländer (siehe auch Ziff. 9.2.8 der Vorläufigen Anwendungshinweise

zum AufenthG). Eine für schon länger im Bundesgebiet lebende Aus-

länder günstige Übergangsregelung zur Frage der Sprachkenntnisse,

wie sie § 104  Abs.  2  Satz 1 AufenthG für die Niederlassungserlaubnis

enthält, ist für das Staatsangehörigkeitsgesetz nicht vorgesehen, ob-

wohl in Einbürgerungsfällen jeweils ein längerer Aufenthalt des Bewer-

bers die Regel sein dürfte (siehe etwa § 85 Abs. 1 AuslG, § 10 Abs. 1

StAG und Hailbronner/Renner, a.a.O., RdNr. 55 zu § 8 StAG). Hieraus

ist zu schließen, dass im Einbürgerungsrecht keine Differenzierung der

sprachlichen Voraussetzungen nach der jeweil igen Aufenthaltsdauer

oder - von § 40 c StAG abgesehen - nach dem Antragszeitpunkt statt-

f indet.  Damit  sind die sprachlichen Integrationsziele und -vorstellun-

gen des Gesetzgebers, wie sie im Zuwanderungsrecht, insbesondere in

§ 3 Abs. 2 InfV, zum Ausdruck kommen, auch auf die bereits seit lan-

gem in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Einbürgerungsbewer-

ber anzuwenden.
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2.3. Bei der konkreten, dem Senat selbst obliegenden Überprüfung der

Sprachkenntnisse des Klägers hat sich zur Überzeugung des Senats

ergeben, dass der Kläger zwar im mündlichen Bereich zu ausreichender

Kommunikation in deutscher Sprache fähig ist; die mehr als einstündige

mündliche Verhandlung, in der der Kläger bereitwil l ig auf Fragen einge-

gangen ist und seinen bisherigen Werdegang in der Bundesrepublik

Deutschland dargestellt hat, hat dem Senat durchaus den Eindruck

vermittelt, dass der Kläger sich im täglichen Leben, aber auch im Rah-

men der üblichen Kontakte mit Behörden in seiner deutschen Umge-

bung sprachlich zurechtfinden und dass mit ihm ein seinem Alter und

Bildungsstand entsprechendes Gespräch geführt werden kann (zu die-

ser Formulierung siehe die Vorläufigen Anwendungshinweise, a.a.O.,

die insoweit durchaus als Auslegungshilfe verwertbar sind). Mit gewis-

sen Einschränkungen ist auch anzunehmen, dass der Kläger einen

deutschsprachigen Text des alltäglichen Lebens lesen, verstehen und

die wesentl ichen Inhalte mündlich wiedergeben kann (zur Lesefähigkeit

siehe auch Berlit a.a.O., RdNr. 38 f.). Allerdings sind insofern bereits

gewisse Zweifel angebracht, die sich daraus ergeben, dass der Kläger

die ihm in der mündlichen Verhandlung vorgelegte Aufgabe (Antwort

auf den Brief einer f ikt iven Freundin, die den Kläger besuchen wil l) be-

reits von der Fragestellung her nur unvollständig gelöst hat. Dass es in

dem von ihm zu entwerfenden Antwortschreiben nicht nur um die Ant-

wort auf die in dem Brief aufgeworfenen (einfachen) Fragen der Absen-

derin ging, sondern dass  der  Kläger  auch schreiben sollte, welche

Ausflüge er machen wolle oder was er seinem Besuch in Stuttgart zei-

gen wolle, hat der Kläger in der ihm zur Verfügung stehenden Zeit (eine

halbe Stunde) nicht realisiert; jedenfalls hat er zu diesem Punkt nichts

geschrieben. Es ist denkbar, dass er trotz der auch mündlich in der

Verhandlung gegebenen Hinweise die zu lösende Aufgabenstellung nur

unvollständig erfasst hat.

Was die Schreibfähigkeiten des Klägers angeht, so hat sich zwar ge-

zeigt, dass der Kläger einfache Informationen wie seine Anschrift oder

Telefonnummer relativ fehlerfrei und verständlich schrift l ich wiederge
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ben kann; allerdings war der restliche Teil des Schreibens nur sehr

schwer verständlich. Der Kläger schrieb als Antwort auf die Fragen,

wann die beste Zeit sei, ihn zu besuchen, ob es besser sei, nach Stutt-

gart mit dem Zug zu fahren oder ob man dort ein Auto brauche und was

man sonst noch wissen müsse, bevor man die Reise mache:

„Herr M. (Name)

Ich framich sehr mich besuchen .. in stuttgart.
Ich wohnen in Stuttgart. (es folgen Anschrift und TeINr)

beste Zeit ist Agust. Schönne Zeit .. Ich habe meche seit.
Agust-Bese mit dem Zug. kommen. In Stuttgart Bitte vonn.
Sttuttgart banhof komnen
bitte - anrufen? Bis balt ... Ich fremich Schrr-

Herzliche Grüße
M.“ (Name)

Der Kläger hat damit nach Auffassung des Senats nicht gezeigt, dass

er (ohne fremde Hilfe) ausreichend in der Lage ist, auch einfache

Sachverhalte in eigenen Worten wiederzugeben bzw. auf schrift l ich ge-

stellte Fragen im erforderl ichen Umfang verständlich zu antworten.

Dies ergibt sich nicht nur daraus, dass der Kläger die ihm gestellte

Aufgabe nicht ausgeschöpft hat (er hat das Thema Ausflüge, Ziele in

Stuttgart usw. überhaupt nicht erwähnt), sondern auch aus der von ihm

formulierten Mittei lung selbst.

Die von dem Kläger innerhalb der ihm vorgegebenen (durchaus groß-

zügig bemessenen) Zeit verfasste Antwort ist nur hinsichtl ich der mit-

geteilten Personalien und der Telefonnummer fehlerfrei und ohne wei-

teres verständlich; die übrigen Informationen erschließen sich dem Le-

ser - von den zahlreichen Schreibfehlern, auf die es in diesem Zusam-

menhang nicht ankommt, abgesehen - nur sehr schwer. Letztl ich redu-

ziert sich die schrif t l iche Antwort darauf, dass die Empfängerin am be-

sten im August mit dem Zug nach Stuttgart fahren solle; im übrigen ist

der Leser eher auf Vermutungen angewiesen. Der Senat verkennt in

diesem Zusammenhang nicht, dass das Erfordernis „ausreichender“
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Sprachkenntnisse nicht nur einen objektiven Bezug hat (allgemeine

Kommunikationserfordernisse), sondern auch von den Einzelumständen

und den sich daraus ergebenden Anforderungen abhängt; al lerdings

tritt der Kläger seit vielen Jahren in Deutschland im Geschäftsleben als

Selbständiger auf, so dass die an ihn zu stellenden Anforderungen

nicht von vornherein besonders niedrig anzusetzen sind. Der Senat ori-

entiert sich auch in diesem Zusammenhang als Mindeststandard an der

Formulierung des § 3 Abs. 2 InfV, wonach sich ein Ausländer im tägli-

chen Leben in seiner Umgebung selbständig sprachlich zurechtfinden

und entsprechend seinem Alter und Bildungsstand ein Gespräch führen

und sich schrift l ich ausdrücken können muss. Die Berücksichtigung der

Faktoren „Alter und Bildungsstand“ ist nach Auffassung des Senats

nicht nur für die Integration im allgemeinen Ausländerrecht von Be-

deutung, sondern auch für das Vorl iegen von Ausschlussgründen nach

§ 11 StAG; insofern l iegt aber bei dem Kläger kein Sonderfall vor, der -

 jedenfalls im Rahmen der Prüfung von Ausschlussgründen - eine be-

sonders großzügige Betrachtung und damit ein Ergebnis zu seinen

Gunsten rechtfertigt. Es ist immerhin auch daran zu denken, dass im

Schriftverkehr mit Behörden die Amtssprache deutsch ist (§ 23 Abs. 1

VwVfG);  Deutschkenntnisse sind damit in diesem durchaus bedeutsa-

men Bereich unverzichtbar. Der Senat kann im Ergebnis offenlassen,

ob die in der bisherigen Einbürgerungspraxis gängige Bezugnahme auf

(insbesondere) den Bildungsstand die allgemeinen Anforderungen an

ausreichende Sprachkenntnisse u.U. sogar verschärfen kann (so wohl

die VwV des IM BW vom 5.12.2000, AZ 5-1012.4/11, Ziff. IV). Jeden-

falls stellt  der Umstand, dass der Kläger nach seinen lebhaften Schilde-

rungen in der mündlichen Verhandlung als Restaurant- und Hotelbetrei-

ber praktisch nicht über Freizeit verfügt, in diesem Zusammenhang kein

entscheidend entlastendes Argument dar; offenbar hat der Kläger dem

Bereich der schrift l ichen Kommunikation seit langem keine Aufmerk-

samkeit mehr geschenkt. Die Argumentation seiner Prozessbevoll-

mächtigten, auch vielen Deutschen fehle die Fähigkeit, sich schrift l ich

auszudrücken, so dass man im Einbürgerungsverfahren keine strenge-

ren Anforderungen stellen dürfe (siehe dazu auch Berlit , a.a.O.,
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RdNr. 28 zu § 86), hält der Senat für nicht überzeugend; der Gesetzge-

ber muss sich bei den Anforderungen an den Erwerb der deutschen

Staatsangehörigkeit nicht an einer - wenn auch zahlenmäßig beträchtl i-

chen - Minderheit orientieren. 

3. Die Tatsache, dass der Kläger jedenfalls zum Zeitpunkt der mündli-

chen Verhandlung vor dem Senat wegen Eingreifens des Ausschluss-

grundes des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG keinen Anspruch auf Einbürge-

rungszusicherung hat, bedeutet jedoch nicht, dass die Berufung der

Beklagten in vollem Umfang Erfolg hat; dem Kläger steht nämlich je-

denfalls ein Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung zu, so dass

die Beklagte nach § 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO unter Aufhebung der ab-

lehnenden Entscheidungen zur erneuten Bescheidung des Klägers un-

ter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu verpfl ichten war.

Es sind die Voraussetzungen einer sog. Ermessenseinbürgerung nach

§ 8 StAG (n.F.) gegeben (3.1), und es fehlt bisher an einer nach dieser

Vorschrift erforderl ichen (fehlerfreien) Ermessensausübung (3.2). 

3.1. Nach § 8 Abs.  1 StAG (n.F.) kann ein Ausländer, der rechtmäßig

seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, auf seinen Antrag einge-

bürgert werden, wenn er (Nr. 1) handlungsfähig nach Maßgabe von

§ 80 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes oder gesetzlich vertreten ist, zu-

sätzl ich (2) keinen Ausweisungsgrund nach §§ 53, 54 oder § 55 Abs. 2

Nr. 1 bis 4 des AufenthaltsG erfüll t, eine eigene Wohnung oder ein

Unterkommen gefunden hat (Nr. 3) und (Nr. 4) sich und seine Angehö-

rigen zu ernähren imstande ist. Von diesen Voraussetzungen ist im Fall

des Klägers allenfalls Nr. 2 (Ausweisungsgrund) problematisch, da der

Kläger durch den Strafbefehl vom 22.6.1999 (30 Tagessätze zu 100,--

DM) einen Ausweisungsgrund im Sinn des § 55 Abs. 2 Nr. 2 Aufent-

haltG erfüllt  hatte. Allerdings ist die in diesem Zusammenhang ent-

scheidende Tilgungsfrist (siehe BVerwG, Urteil vom 17.3.2004, 1 C

5.03, NVwZ 2004, S. 997)  inzwischen nach § 46 Abs. 1 Nr. 1 a BZRG

abgelaufen (siehe auch § 51 BZRG), so dass der Strafbefehl dem Ein-

bürgerungsbegehren des Klägers nicht mehr entgegengehalten werden
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kann und damit die Einbürgerung jedenfalls rechtl ich im Ermessensweg

möglich ist. Das bedeutet für den vorl iegenden Fall, dass auf den ent-

sprechenden Einbürgerungsantrag hin neben der Anspruchseinbürge-

rung behördlich und gerichtl ich auch der Frage nachzugehen war bzw.

ist, ob die Einbürgerung des Klägers im Ermessensweg erfolgen kann

(siehe dazu BVerwG, Urteil vom 2.4.2004 a.a.O.). Ausgangs- und Wi-

derspruchsbescheid führen zu dieser Frage lediglich aus, die Sprach-

kenntnisse des Klägers reichten auch für eine Ermessenseinbürgerung

nicht aus; sie beziehen sich dabei jeweils auf die Verwaltungsvor-

schriften zur Ermessenseinbürgerung. Dies wird der Problematik des

hier zu entscheidenden Einzelfal ls jedoch aus mehreren Gründen nicht

gerecht, so dass die Beklagte insofern zur erneuten Entscheidung ge-

mäß § 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO zu verpfl ichten war:

Bereits die zum früheren Recht er lassenen Einbürgerungsrichtl inien

des Bundes zu § 8 StAG sahen vor, dass in Zweifelsfällen das persön-

l iche Erscheinen des Einbürgerungsbewerbers zur Überprüfung der

Sprachkenntnisse angeordnet werden soll (s. Nr. 8.1.2.1.2 StAR-VwV).

Dass es sich im Fall des Klägers um einen Grenzfall handelt, ergibt

sich bereits daraus, dass er bei dem letzten von ihm im Verwaltungs-

verfahren absolvierten Test 70 Punkte erreicht hatte, dass also nur ein

Punkt fehlte, um von einem auch den Verwaltungsvorschriften entspre-

chenden „Nachweis“ auszugehen (siehe dazu im einzelnen auch die

Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums Baden-Württemberg zur

Überprüfung der Kenntnisse der deutschen Sprache von Einbürge-

rungsbewerbern vom 5.12.2000 und vom 8.10.2001, jeweils AZ 5-

1012.4/11, Ziffern IV bzw. 1). Eine solche individuelle Anhörung des

Klägers im Verwaltungsverfahren ist unterblieben. Abgesehen von der

hierin l iegenden unzureichenden Entscheidungsgrundlage im Verwal-

tungsverfahren ist darauf hinzuweisen, dass auch die genannten Ver-

waltungsvorschriften durchaus Raum für Einzelfal lentscheidungen in

atypischen Situationen lassen. So sind etwa geringere Kenntnisse der

deutschen Sprache nicht nur dann ausreichend, wenn der Einbürge-

rungsbewerber in bestimmter Weise behindert ist, wenn es sich um
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Kinder zwischen dem 10. und 16. Lebensjahr oder um Personen über

60 Lebensjahre handelt, sondern auch dann, wenn der Einbürgerungs-

bewerber deutsch verheiratet  ist, ledigl ich über geringe Schulbildung

verfügt und keine Berufsausbildung besitzt, die schrift l iche Arbeiten

erfordert, oder wenn ein Bewerber im Alltagsleben keinerlei Schreibar-

beiten fertigen muss (siehe Nr. 4 der Richtl inien vom 5.12.2000, die in

diesem Punkt ausdrücklich auf Nr. 9.1.2.1 Abs. 3 VwV-StAR und das

dort erwähnte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 8.3.1988, 1 C

55.86, BVerwGE 79, 94 f., Bezug nehmen). Diese Ausnahmemöglichkeit

betrifft insbesondere „mangelnde schrift l iche Deutschkenntnisse“;  wen-

det man sie an, so ergibt sich, dass das Testergebnis in der Sprachdis-

zipl in „schrift l icher Ausdruck“ unberücksichtigt bleiben kann (VwV vom

5.12.2000, a.a.O.). Im übrigen können nach der in den Verwaltungsvor-

schriften zum Ausdruck kommenden Verwaltungspraxis - ausdrücklich

allerdings nur im Rahmen der Miteinbürgerung - die Sprachkenntnisse

der übrigen Familienangehörigen berücksichtigt werden (VwV vom

5.12.2000 und Nrn. 8.1.3.9.1 und 85.2.1.2.3 Abs. 2 VwV-StAR). Dem

liegt möglicherweise - neben dem Ziel der einheit l ichen Staatsangehö-

rigkeit innerhalb einer Familie - der Gedanke zugrunde, dass bei unzu-

reichenden Sprachkenntnissen auch Kompensationsmöglichkeiten von

Bedeutung sein können. Diesen in der Verwaltungspraxis bereits aner-

kannten Fallgruppen nähert sich der hier zu entscheidende Fall so

stark an, dass auch hier Anlass bestand, bei der erforderl ichen Ermes-

sensentscheidung über die Einbürgerung des Klägers eine über die

bloße Bezugnahme auf die Verwaltungsvorschriften hinausgehende

einzelfal lbezogene Abwägung zu treffen. Der Kläger ist zwar nicht im

Sinn der genannten Fallgruppe „deutsch verheiratet“, und es geht bei

ihm auch nicht um eine „Miteinbürgerung; er lebt jedoch seit vielen Jah-

ren mit seiner in der Bundesrepublik geborenen Tochter - der Klägerin -

 zusammen, die einen Anspruch auf Einbürgerungszusicherung nicht

nur besitzt, sondern im vorl iegenden Verfahren auch prozessual gel-

tend macht. Hinzu kommt, dass sie dem Kläger offensichtl ich bei Erle-

digung der anfallenden schrift l ichen Verpfl ichtungen - womöglich zu-

sammen mit anderen Mitarbeitern des Klägers - so tatkräft ig zur Sei
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te steht, dass dem Kläger seit Jahren intensive wirtschaftl iche Betäti-

gung beanstandungsfrei möglich war und nach wie vor wohl auch ist.

Damit ist im Fall des Klägers nicht nur davon auszugehen, dass seine

Sprachkenntnisse das erforderl iche Niveau bei der letzten maßgeben-

den Sprachprüfung nur sehr knapp verfehlt haben, sondern auch davon,

dass hier ernstzunehmende und auf Jahre hinaus angelegte famil iäre

Kompensationsmöglichkeiten bestehen. Da anders als in den Fällen

des § 11 Satz 1 Nr. 1 StAG bei der Ermessenseinbürgerung Sprach-

kenntnisse nicht ausdrücklich als gesetzliches Erfordernis aufgeführt

sind, sondern lediglich mittelbar über den Grundsatz der Einordnung in

die deutschen Lebensverhältnisse einfl ießen (siehe dazu auch Hail-

bronner/Renner, a.a.O., RdNrn. 52 bis 54 zu § 8  StAG, und Marx in

GK-StAR, RdNrn. 132 und 137 zu § 8), hat die Behörde insofern auch

die Kompetenz zu flexibleren Einzelfal lentscheidungen. Das bedeutet,

dass auch im vorl iegenden Fall die staatsangehörigkeitsrechtl iche Si-

tuation von Familienangehörigen, der Umfang der bisherigen wirt-

schaftl ichen Betätigung des Klägers und auch bestehende Kompensati-

onsmöglichkeiten mit einbezogen werden können. Auch die Rechtspre-

chung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs geht offenbar davon

aus, dass die Behörde bei Prüfung der Sprachkenntnisse im Rahmen

der Ermessenseinbürgerung mehr Entscheidungsspielraum hat als

wenn es um einen Ausschlussgrund nach § 86 Nr. 1 AuslG bzw. § 11

Satz 1 Nr. 1 StAG (siehe Hess. VGH a.a.O. S. 489 betr. polit isch Ver-

folgte). Da bei Beachtung dieser Grundsätze die Erteilung einer Ein-

bürgerungszusicherung auch an den Kläger nicht von vornherein aus-

geschlossen erscheint, war die Beklagte zur Nachholung einer entspre-

chenden individualisierten Ermessensentscheidung zu verpfl ichten.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 155 Abs. 1 Satz 1 i.V.m.

§ 154 Abs. 2 VwGO.

Die Zulassung der Revision im Verfahren des Klägers beruht auf § 132

Abs. 2 Nr. 1 VwGO, da die Rechtssache im Hinblick auf das Erfordernis
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auf schrif t l icher Sprachkenntnisse bei Einbürgerungsbewerbern grund-

sätzliche Bedeutung hat.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen das Urteil steht den Beteiligten die Revision an das Bundesverwal-

tungsgericht zu.

Die Revision ist bei dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-

bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim,

innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils schriftlich einzulegen.

Die Revisionsfrist ist auch gewahrt, wenn die Revision innerhalb der Frist bei

dem Bundesverwaltungsgericht schriftlich oder in elektronischer Form nach

Maßgabe der Verordnung der Bundesregierung über den elektronischen

Rechtsverkehr beim Bundesverwaltungsgericht und beim Bundesfinanzhof

vom 26. November 2004 (BGBl. I S. 3091) eingelegt wird.

Die Revision muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu

begründen. Die Begründung ist bei dem Bundesverwaltungsgericht, Simson-

platz 1, 04107 Leipzig, schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen.

Die Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte

Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen an-

geben, die den Mangel ergeben.

Für das Revisionsverfahren besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die

Einlegung der Revision und für die Revisionsbegründung. Danach muss sich

jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt oder

einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschul-

rahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten ver-

treten lassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden

können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Rich-

teramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch
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durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständi-

gen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des

Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen.

Dr. Jacob         Ridder     Dr. Schaefer

Beschluss

Der Streitwert wird unter entsprechender Abänderung des Streitwerts

des Verwaltungsgerichts Stuttgart auf 16.000,-- EUR festgesetzt (§ 13

Abs. 1 Satz 2 GKG a.F. i.V.m. § 5 ZPO; siehe auch den Streitwertkata-

log in der inzwischen überarbeiteten Fassung in NVwZ 2004, 1327,

Nr. 42.1).

Die Entscheidung für den Streitwert ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1

VwGO). 

Dr. Jacob         Ridder     Dr. Schaefer
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